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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Weiss (München), Frau Rock und der Fraktion DIE GRÜNEN 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksachen 11/6336, 11/6720 — 


Gesetz über Gebühren für die Benutzung von Bundesfernstraßen 
mit schweren Lastfahrzeugen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Die Einführung einer Straßenbenutzungsgebühr ist ein erster 
richtiger Schritt zur Belastung des Straßengüterverkehrs mit 
den von ihm verursachten Kosten. 

2. Mit dem ,, Gesetz über Gebühren für die Benutzung von Bun- 
desfernstraßen mit schweren Lastfahrzeugen" wird jedoch eine 
verursachensgerechte Kostenanlastung nicht erreicht. Dafür 
müssen die Gebühren erhöht werden. Solange eine volle Ko- 
stendeckung nicht erreicht ist, ist eine Senkung der Kraftfahr- 
zeugsteuer für bundesdeutsche Lkw nicht gerechtfertigt. 

‘3. Die Straßenbenutzungsgebühr darf nicht zu einer Erhöhung 
des Gesamtvolumens der Mittel für den Bundesfernstraßenbau 
führen. Wenn die Mittel aus der Straßenbenutzungsgebühr 
zweckgebunden für den Unterhalt des Bundesfernstraßennet- 
zes verwendet werden, so müssen die übrigen vom Bund vor- 
gesehenen Haushaltsmittel entsprechend gekürzt werden. Nur 
so kann die Subventionierung des Straßengüterverkehrs abge- 
baut werden, 

4. Die Staffelung der Straßenbenutzungsgebühr nach dem zuläs- 
sigen Gesamtgewicht muß stärker progressiv gestaltet werden. 
Untersuchungen belegen, daß die Straßenabnutzung abhängig 
ist von der fünften Potenz der Achslast (also: doppelte Achs- 
last 32fache Wegekosten). Dem muß die Staffelung der Ge- 
bührensätze Rechnung tragen. Das Gesetz muß in diesem 
Punkt möglichst bald nachgebessert werden. 
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5. Die Straßenbenutzungsgebühr kann nur ein erster Schritt sein 
zur Einführung einer echten fahrleistungsabhängigen Schwer- 
verkehrsabgabe. Die Bundesregierung wird deshalb aufgefor- 
dert, die Straßenbenutzungsgebühr weiter zu entwickeln zu 
einer Schwerverkehrsabgabe und sich innerhalb der Europäi- 
schen Gemeinschaft einzusetzen für eine Harmonisierung der 
Kfz-Steuern für Lkw auf der Grundlage des sog. „Territoriali- 
tätsprinzips", d. h. für die Einführung einer europaweiten fahr- 
leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe, deren Höhe von 
den einzelnen Mitgliedstaaten souverän festgelegt werden 
kann. 

6. Nicht gerechtfertigt ist, die in § 2 des Gesetzes enthaltene 
Befreiung der Fahrzeuge des Bundesgrenzschutzes, der Bun- 
deswehr und der Streitkräfte des Nordatlantik- Vertrages von 
der Straßenbenutzungsgebühr. Es ist nicht zu bestreiten, daß 
die Straßenschäden und die daraus resultierenden Kosten ganz 
besonders von diesen Fahrzeugen verursacht werden. Wenn 
die Straßenbenutzungsgebühr als Entgelt für die verursachten 
Straßenschäden verstanden wird, dann dürfen die Verursacher 
der größten Schäden nicht davon befreit werden. 

Bonn, den 28. März 1990 

Weiss (München) 

Frau Rock 

Hoss, Frau Schoppe, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 
Begründung 

Die Fraktion DIE GRÜNEN stimmt dem, Gesetzentwurf über die 
Straßenbenutzungsgebühr zu, insbesondere auch deshalb, um 
damit auch ausdrückhch die Position der Bundesregierung gegen- 
über der Europäischen Gemeinschaft zu stützen. Das ist notwen- 
dig, weil die EG-Kommission grundsätzlich das Recht der Bundes- 
republik Deutschland bestreitet, Straßenbenutzungsgebühren für 
schwere Lastfahrzeuge einzuführen. EG-Kommissar Karel van 
Miert hat sogar angekündigt, wegen der bundesdeutschen Stra- 
ßenbenutzungsgebühr vor den Europäischen Gerichtshof zu 
gehen. Hier kann es hilfreich sein, wenn die Entscheidung zur 
Einführung der Straßenbenutzungsgebühr von einer möglichst 
großen Mehrheit im Deutschen Bundestag getragen wird. 

Mit dem vorliegenden Entschließungsantrag macht die Fraktion 
DIE GRÜNEN jedoch deutlich, daß das Gesetz bei weitem nicht 
ausreichend ist und zahlreiche Mängel aufweist. Der gravierendste 
Mangel des Gesetzentwurfes ist die Tatsache, daß das Prinzip der 
Kostenneutralität für den bundesdeutschen Lkw damit verfolgt 
wird. Solange der Straßengüterverkehr in der Bundesrepublik 
Deutschland noch nicht einmal die von ihm verursachten Wegeko- 
sten in vollem Umfang trägt, ist es geradezu widersinnig, die 
Mehrbelastungen bei der Straßenbenutzungsgebühr durch eine 
Senkung der Kraftfahrzeugsteuer für bundesdeutsche Lkw auszu- 
gleichen. Mit dieser Maßnahme wird auch die Durchsetzung der 
Straßenbenutzungsgebühr gegenüber der EG erschwert. Denn 
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die EG-Kommission sieht die Schaffung eines neuen Diskriminie- 
rungstatbestandes auch darin, daß die Mehrbelastungen für die 
bundesdeutschen Lastkraftwagen anderweitig ausgeglichen wer- 
den und nur ausländische Lkw mit Mehrbelastungen rechnen 
müssen. 

Unsinnig ist es auch, wenn die Koalitionsfraktionen anstreben, 
daß die zusätzlichen Einnahmen in den Straßenbau bzw. in den 
Straßenunterhalt gesteckt werden. Die Straßenbenutzungsgebühr 
hat ihren tieferen Sinn ja darin, daß damit eine gerechtere An- 
lastung der Kosten gemäß dem Verursacherprinzip erreicht wer- 
den soll. Derzeit trägt der Straßengüterverkehr die von ihm verur- 
sachten Wegekosten jedoch nur etwa zu zwei Dritteln. Die weit 
darüber hinausgehenden ökologischen und sozialen Folgekosten 
werden ganz auf die Allgemeinheit abgewälzt. Die Straßenbenut- 
zungsgebühr ist ein geeignetes Mittel, die Subvention des Stra- 
ßengüterverkehrs durch den Bund zu beseitigen oder zu verrin- 
gern. Das güt jedoch nur dann, wenn die Subventionen nicht im 
gleichen Maße erhöht werden wie die Einnahmen. 
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